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75. Deutscher Juristentag votiert für Pflichtdienst und mehr 

Bundeswehr-Einsatzmöglichkeiten im Inneren – Kurzfassung der 

Ergebnisse der öffentlich-rechtlichen Abteilung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Die Abteilung Öffentliches Recht hat auf dem 75. 

Deutschen Juristentag beraten, wie das Grundgesetz und weitere 

Gesetze angepasst werden sollten, damit Deutschland besser auf 

aktuelle Gefährdungsszenarien vorbereitet ist. Insbesondere folgende 

Beschlüsse sind gefasst worden: 

 

1.  Das Grundgesetz sollte so geändert werden, dass ein 

verpflichtendes „Jahr für die Gesellschaft“ eingeführt wird. Es kann in 

verschiedenen Bereichen abgeleistet werden, etwa bei der 

Bundeswehr, in sozialen Einrichtungen, bei Blaulichtorganisationen, im 

Umweltschutz oder in Kultur und politischer Bildung. Spezifische 

Ausnahmemöglichkeiten zugunsten von Frauen sind dabei abgelehnt 

worden. In jedem Fall sollte der Gesetzgeber zusätzlich zu der bereits 

geltenden Bedarfs-Wehrpflicht eine Zivilschutzpflicht, also eine Pflicht 

zum Dienst in einem Zivilschutzverband vorsehen, was Art. 12a Abs. 1 

GG bereits heute ermöglicht. Auch diese Pflicht sollte unterschiedslos 

für Frauen und Männer gelten. 

 

2. Empfohlen wird eine behutsame Erweiterung der durch Art. 35 

Abs. 2 Satz 1 GG eröffneten Möglichkeiten zum innerstaatlichen 

Streitkräfteeinsatz. So soll die Bundeswehr auch in besonders 

bedeutenden Fällen der Störung der öffentlichen Sicherheit oder 

Ordnung, die ohne Unterstützung der Streitkräfte nicht bewältigt 

werden können, Amtshilfe leisten dürfen. Denkbare Anwendungsfälle 
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sind vor allem die Drohnenabwehr und der Schutz maritimer 

Kritischer Infrastrukturen. 

 

3. Der Gesetzgeber sollte das gesamte Recht der zivilen Verteidigung 

in einem einheitlichen Gesetzeswerk regeln und dadurch für eine 

übersichtliche und in sich konsistente Rechtslage sorgen. Die 

Kodifikation sollte sowohl die noch aus dem Kalten Krieg stammenden 

Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze als auch das Recht des 

Zivilschutzes und der Katastrophenhilfe zusammenführen. Dabei sollte 

die Anwendbarkeit einzelner Eingriffsermächtigungen der 

Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze nach Maßgabe eines mit 

einfacher Mehrheit zu fassenden Parlamentsbeschlusses auch auf den 

sog. Vorfeldbereich erstreckt werden. 

 

4. Der Gesetzgeber sollte zur Stärkung der Verteidigungsfähigkeit 

geeignete Erleichterungen und Ausnahmen von allgemein geltenden 

Bestimmungen vorsehen, wenn ansonsten eine Stärkung der 

militärischen und zivilen Resilienz nicht zu erreichen ist. Ebenso sollte 

ein grundsätzlicher Abwägungsvorrang zugunsten der Belange der 

Verteidigung eingeführt werden, soweit dies zwingend erforderlich ist.  

 


